
Die FlensburgerKan-
didatenprozesse

Klaus Weigle„Lübecker willalsKommunist für den Bundestag kandidieren"— mit dieser Schlagzeile überraschte der „Lübecker Morgen"
am 25.Mai 1961seineLeser.Die sozialdemokratischorientierte
Zeitung fand die Absicht insofern verwunderlich, als die
Kommunistische Partei in der Bundesrepublik seit nunmehr
fünf Jahrenverboten war.Demzufolge, someinte man, „dürfte
sich auch niemand mehr ungestraft als Kommunist vorstellen
oder gar die Absicht laut werden lassen, als solcher für den
Bundestag zu kandidieren." Weigle war jedoch anderer Mei-
nung.

Das bezog sich auf mich. Ich hatte Lübecks Bürgermeister
am 22. Mai meine „wunderlicheAbsicht" mitgeteilt und dar-
über auf einer Pressekonferenz an der Obertrave die Öffent-
lichkeit unterrichtet. Für den Berichterstatter des „Lübecker
Morgen" lag offen zutage, was ich damit verfolgte: Hier ver-
suchte einer, den BegriffKommunist wieder legal und populär
zumachen.1

In jener Zeit vor einem Vierteljahrhundert wardas politische
Klima von der hartenKonfrontation der beiden von den USA
und der UdSSR geführten Lager bestimmt. Die Außenpolitik
Washingtons war noch von der eigenen militärischen Überle-
genheit und den daran geknüpften Hoffnungen geprägt. In
Moskau sann man darauf, denmilitärischen Rückstand aufzu-
holen beziehungsweise auszugleichen. Ein Wettrüsten war die
Folge. Politiker und Militärs beider Lager hielten Krieg noch
für führbar und Sieg für möglich.Mit der „Kubakrise"erreich-
te dieKonfrontation1961 einen Höhepunkt:Die Welt geriet an
denRand einesdrittenWeltkrieges.

InBonn bestimmte noch Konrad Adenauer
— ganz im Gei-

ste des bereits abgelöstenUS-Außenminister John F. Dulles —
dieRichtlinien der Politik.Nachseinem Grundverständnis ver-
standen die Russennur die Sprache der Macht! Was er Lösung
der deutschen Frage nannte, das konnte er sich nur als Be-
freiung der „Zone" vorstellen. Der DDR wurde jede staatliche
Existenz bestritten, ihre Repräsentanten als Gesprächspartner
abgelehnt; im Fall von Besuchen inder Bundesrepublik drohte
ihnenVerhaftung.

Die SPD hatte ihre Opposition gegenüber Westintegration
und Wiederbewaffnung aufgegeben und sich für „einegemein-
same Außenpolitik auf der Grundlage der bestehenden Ver-
trags- und Bündnisverpflichtungen" ausgesprochen.2 In den
Aussagen ihresKölnerParteitages 1962 findet sich noch nichts
von jenen Überlegungen, die schließlich zur „Neuen Ostpoli-
tik" Willy Brandts führten.

Mit Forderungenzur Außen- undDeutschlandpolitik, wie sie
die Kommunisten zu Beginn der 60er Jahre vertraten, stellte
man sich außerhalb der „demokratischen Kräfte im freien Teil
Deutschlands", deren Zusammenfassung die SPD als Voraus-
setzung für die Überwindung der Spaltung unseres Landes be-
zeichnete. Mehr noch: Kommunisten galten als Staatsfeinde,
und jeder, der Kontakt zu ihnen hatte, geriet in den gleichen
Verdacht.

„Die Welt" recherchierte im ganzen Bundesgebiet und fand

' „Lübecker Morgen", Lübeck, 25. 5.
1961.
2 Chronik der deutschen Sozialdemo-
kratie, Hannover1963,S. 492.
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heraus: „Neununddreißig Kandidaten für die Bundestagswah-
len haben dieInnenminister desBundes undderLänder in Ver-
legenheit gebracht. Diese Bewerber um ein Bundestagsmandat
bezeichnen sich nämlich unverblümt alsKommunisten. Dürfen
diese Kommunisten überhaupt als Wahlbewerber zugelassen
werden, da doch vor Jahren dieKommunistische Partei durch
das Bundesverfassungsgericht als eine verfassungsfeindliche
Organisation verboten wurde? Die Innenminister sagen nein.
Die Verfassungsexperten inBonn vertreten indessen die gegen-
teilige Auffassung für den Fall, daß diese Kommunisten keine
Vereinigung gründen, die als Nachfolgeorganisation der verbo-
tenen KPD angesehen werden müßte". 3 In Schleswig-Holstein
waren es drei: der TischlerKarl-Heinz Lorenzen in Flensburg,
der Eisenbieger Max Wallnig inLauenburgund der Journalist
Klaus Weigle inLübeck.

Behinderter WahlkampfIn allenFällen versuchten dieörtlichenBehörden,dieKandida-
tur von Kommunisten im Keime zuersticken. In meinem Falle
sah das so aus: Die Schulverwaltung teilte mir ohne Begrün-
dung mit, daß siemir keine Versammlungsräume überlasse. Als
ich zu einer öffentlichen Versammlung in die Gaststätte
„Gourmenia" einlud,verbot das Ordnungsamt die Zusammen-
kunft mit der Vermutung, daß ich indieser Versammlung über
das Thema „Ein Kommunist sagt seine Meinung" sprechen
würde. „EinKommunist sagtseineMeinung"hatte aufPlaka-
ten gestanden, die die Staatsanwaltschaft hatte beschlagnah-
men lassen. Selbst bei der Druckerei warenBeamte erschienen,
umdie Belegexemplare einzuziehen. Das Bauaufsichtsamt ver-
bot mir,Plakattafeln aufzustellen.

Ich beschwerte mich beim Innenminister des Landes Dr.
Helmut Lemke und verteidigte meineKandidatur ineinem Of-
fenen Brief: „Ich bestehe auf meinem Recht, meine Meinung
auch alsKommunist frei sagen zu können — nicht aus Eitel-
keit oderMärtyrerstolz, sondern ganz einfach darum, weil sich
heute keinenationale und internationaleFrage lösen läßt, ohne
auch Kommunisten anzuhören und sich sachlich mit ihnen
auseinanderzusetzen. Mit meinem Auftreten will ich der einsei-
tigen und verzerrten Darstellung der politischen Probleme, der
antikommunistischen Täuschung und Irreführung entgegetre-
ten. Schon einmal hat die Befangenheit in antikommunisti-
schen Vorurteilen das deutsche Volk blind gemacht und es
Opfer eines Kreuzzuges gegen den Kommunismus werden las-
sen. Massengräber, Millionen Krüppel, Witwen und Waisen,
zerstörte Städte undDörfer waren die Hinterlassenschaft der
antikommunistischen Abenteuer.Das darfsich nicht wiederho-
len".

Der Innenminister teilte mir am 31. Juli mit, „daß der Aus-
gang des gegen mich schwebenden Verfahrens wegen vorsätzli-
cher Zuwiderhandlung gegen dieEntscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts oder gegen die im Vollzug der Entscheidung
getroffenen Maßnahmen — §§ 42, 47 Bundesverfassungsge-
richtsgesetzes — abzuwarten ist".5

KeineKandidatur
für Kommunisten
LT. Kiel. Der LandeswahlausschuD

unter Ministerialrat Dr. Bausenhart hat
die Beschwerden von drei sogenann-
ten -unabhängigen Bundestagskandida-
ten gegen die Einsprüche dreier Kreis-
wahlausschüsse abgewiesen. In der,
Begründung hieß es, die Bewerber
Weigle (Lübeck), Lorenzen (Flensburg!
undWallnlg (Lauenburg) seien eindeu-
tig ehemalige Kommunisten! nach dem
Beschluß des Bundesverfassungsge-
richtes sei es unzulässig, rozusagen
über die Hintertreppe Kommunisten
eine Wahl zuermöglichen.

Aus:Die Well, 25.8.61

3 Ebenda,S. 502 f.
4 „Die Welt",Hamburg, 25. 8. 1961.
5 Brief des Innenministersdes Landes
Schleswig-Holstein vom 31. Juli 1961,
Geschäftszeichen-I 21-.

linke Seite:
Plakate dieser Art waren 1961 be-
schlagnahmt worden.EinRestbestand
wurde trotzdemheimlich geklebt.
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Unter diesen Umständen war es für mich sehr schwer, meine
politischen Ansichtenpublik zumachen. Ich standunter schar-
ferBeobachtungundmußte damit rechnen,daß Flugblätter be-
schlagnahmt wurden, bevor ich sie aus der Druckerei abholen
konnte. Bei ihrer Verteilung war ich auf eine kleine Zahl von
Helfern angewiesen,dieauch halfen, Zusammenkünfte vonIn-
teressierten in Wohnungen zu organisieren. Ineinem Falle ge-
lang es auch, eine öffentliche Versammlung durchzuführen.
Über meine politischen Vorschlägeberichtetenur ein auflagen-
schwaches Monatsblatt, wie sie während des KPD-Verbots von
einzelnen Kommunisten in verschiedenen Städten des Bundes-
gebietesherausgegebenwurden.

Den Sinn unserer Verfolgungdeutete ich ineiner Flugschrift
so: Niemandem solles gestattet sein, an den antikommunisti-
schen Tabus der offiziellen Politik zu rütteln. Als unantastbare
Glaubenssätze sollen weiter gelten: Die Sowjetunion ist unser
Todfeind, dieDDR existiertnicht, die Grenzen im Osten, wie sie
als Folge des zweiten Weltkriegs entstanden, dürfen nicht aner-
kannt werden, alles Heil — Frieden und Sicherheit — kommt
von militärischer Stärke und atomarer Aufrüstung. Wer daran
zweifelt, wer guteNachbarschaft auch mit der UdSSR und Ver-
ständigungmit derDDR will, werFrieden undSicherheit durch
Abrüstung und militärische Neutralität anstrebt, der ist ein
kommunistischer Ketzer, Recht hat nur, wer sich zum Anti-
kommunismus, der Kreuzzugsideologie unseres Jahrhunderts
bekennt."6

Unsere Möglichkeiten waren auch aus finanziellen Gründen
beschränkt.MeineEinkünfte als freischaffender Journalist wa-
ren gering. Ich hatteeinen Kredit aufgenommen; meine Wahl-
helfer nahmen nicht nur das Risiko der Verfolgung auf sich,
sondern trugen auch einen Teil der Wahlkampfkosten. Die
Presse berichtete imallgemeinen nur über die Behinderungen,
denenich ausgesetzt war — im Tonfall: „HinterdemLübecker
Bürger Klaus Weigle, Moränenweg31, istganz offensichtlich die
Kriminalpolizei her..."1. Diese Art der Berichterstattung trug
zwar dazu bei, daß dieBürger auf die Existenz von Kommuni-
sten und ihre Verfolgung aufmerksam wurden — was bei so-
zialdemokratischund liberal Gesonnenen ohne Zweifel Fragen
auslöste — , erschwerte es mir jedoch gleichzeitig, die vom
Wahlgesetz geforderten zweihundert Unterschriften für meine
Kandidatur zusammeln. Die vonmir Angesprochenen fürchte-
ten,gleichmir indieMühlen der Justiz zugeraten.

Die Befürchtung, die Unterstützung meiner Kandidatur
könne Nachteile bringen, war nicht unberechtigt. Bei einer
Haussuchung beschlagnahmten Kriminalbeamte nicht nur
meine Schreibmaschine, einen Vervielfältigungsapparat, Flug-
schriften undNotizen, sondernauchListenmit 55Unterschrif-
ten. Als der Lübecker Kreiswahlausschuß meine Kandidatur —
obwohl ich alleFormalien erfüllt hatte — ablehnte,begründete
er das u.a. damit: „Mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit ist anzunehmen, daß die Unterzeichner des Wahlvor-
schlages über diepolitischen Ziele des Bewerbers Weigle unter-
richtet sind und daß sie mit ihrer Unterschrift Bereitschaft be-

6 Flugblatt: „39 Kommunisten wollen
in den Bundestag", Lübeck, August
1961.
7 „Lübecker Morgen", Lübeck, 4. 8.
1961.
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kündet haben, ihn in diesen Zielen zu unterstützen. Damit ist
der Tatbestand gegeben, daß der Bewerber Weigle eine Ersatz-
organisation der verbotenen Kommunistischen Partei schaffen
will"'8

Doch gelang es meinen Helfern und mir, noch vor dem ge-
setzten Termin 223 Lübecker zubewegen,meineKandidaturof-
fen zu unterstützen. Ich wohnte in einem typischen Arbeiter-
viertel, auf dem zwischen Flenderwerft, Hochofenwerk und
Norddeutschen Kraftwerken gelegenen „Rangenberg". Die
überwiegende Mehrzahl der Unterzeichner waren sozialdemo-
kratisch orientierteundparteilose Gewerkschafter, dieaufdem
Standpunkt standen,manmüsse einemKommunisten dieMög-
lichkeit geben, seine Meinung zu vertreten

— auch wenn man
sienicht teile. Umso zuhandeln, gehörte1961eine tiefe demo-
kratische Überzeugung und ein Solidaritätsgefühl gegenüber
politisch Verfolgten. Die damalige Situation in der DDR war
nicht geeignet, das Ansehen der Kommunisten in der Bundes-
republik zu heben; im Gegenteil: Eine ständig wachsendeZahl
von Flüchtlingen aus der SBZ, wie es damals noch amtlicher-
seits hieß, sprach gegen denin der DDR eingeschlagenenund
vondenKommunisten in der BRDgutgeheißenen Weg. Die im
August 1961 durch Berlin gezogene Mauer schuf eine Stim-
mung, inder eine sachliche Beurteilung der Ereignisse unmög-
lichwar.

Nicht anders erginges Karlheinz LorenzenundMax Wallnig.
Auchsie wurden vondenzuständigenKreiswahlausschüssen als
Kandidaten abgelehnt. Wir legten Beschwerde beim Landes-
wahlausschuß ein. Ich beriefmich inder mündlichen Verhand-
lungauf die §§ 16 und 21 des BundesWahlgesetzes undbekann-
te: „IchbingerneKommunist

—
aus tiefster Überzeugung. Ich

willgeklärt sehen, ob ich mich gleichzeitig alsKommunist be-
kennen und mich politisch betätigen kann".9 Ohne Erfolg.
Landeswahlleiter Dr. Bausenhart begründete die Zurückwei-
sung unseres Einspruchs mit der Überzeugung der Ausschuß-
mehrheit, wir wollten „eine neueparlamentarische Positionfür
die Tätigkeit einer verbotenen Partei schaffen, von der zu er-
warten sei, daß sieverfassungswidrigeZiele verfolgte".,0

Damit war entschieden: Wir würden aufdenStimmzettel zur
Wahl des4.Bundestagesam 17.September nicht erscheinen.

!Zit. nach Anklage der Oberstaats-
anwaltschaftFlensburg, Akt.Zeichen2
Js. 488/61 vom21.3.1962, S.71.' Zit. nach „Lübecker Morgen", Lü-
beck, 30. 8. 1961.
10 „Kieler Nachrichten", Kiel, 30. 8.
1961.

Die AnklageDie Bundestagswahl war längst vorbei, die CDU hatte ihre
absolute Mehrheit verloren und in Bonn mit der FDP eine
Koalition bilden müssen, da schlössen die Staatsanwälte in
Schleswig-Holstein und anderen Bundesländern ihre Ermitt-
lungen ab, legten den Gerichten die Anklagen vor und bean-
tragten zwischen München, Aachen und Flensburg die Haupt-
verhandlung gegen meines Wissens 14 Kommunisten. (In den
übrigen der von der Zeitung „Die Welt" ermittelten 39 Fällen
angekündigter Kandidaturen kam es zu keinen Prozessen, da
die Bewerber ihre Absicht aufgegeben hatten.) Vom Urteil der
Gerichte hing es nun ab, ob die behördlichen Maßnahmen
gegen die Kandidaten und die Entscheidungen der Wahlaus-
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Schüsse nachträglich für rechtens erklärt würden. Würden sie
dieseFrageverneinen, hätten wirdieBundestagswahlanfechten
und Neuwahlen fordern können. So viel und nicht weniger
stand für denStaat aufdem Spiel.

Die Strafprozeßordnung schrieb die Inanspruchnahme eines

Handzettelfür Versammlung(gleich-
lautendesPlakat,rot. DINA3, wurde
beschlagnahm!und Gegenstand der
Urteilsbegründung).
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Rechtsanwaltes zwingend vor. Wir gingen auf die Suche nach
Verteidigern undmachtendieErfahrung, daß die Angst, indie
Nähe von Kommunisten gerückt zu werden, bis in die Reihen
der Anwälte reichte. In meinem Falle erklärte sich schließlich
Dr. Walter Böttcherbereit, mich vor der I.Großen Strafkam-
mer inFlensburgzu verteidigen. Dr. W.Böttchergehörtezuden
Begründern der CDU in Schleswig-Holstein, war zeitweilig
Bürgermeister inLübeck und Landtagspräsident inKiel — ein
ebensoprominenter Christdemokrat wie entschiedener Antifa-
schist.Erhatte im „Dritten Reich" nicht nur die inLübeck hin-
gerichteten Pastoren verteidigt, sondern auch verfolgte Kom-
munisten. Er übernahm es auch, Max Wallnig beizustehen.
Karl-Heinz Lorenzen wurde von dem Flensburger Anwalt Dr.
Kötschauvertreten,einemnicht weniger engagiertenDemokra-
ten.

Der Oberstaatsanwalt klagte uns an, dem KPD-Verbot vom
17. August 1956 „zuwider gehandelt zu haben". Wir hätten die
Absicht gehabt„,efe/?. Bestand der Bundesrepublik zu beein-
trächtigen", und als „Rädelsführer" gegen die Verfassung ge-
richteteBestrebungengefördert.Wir seien Mitgliederder illega-
lenKPD, handeltenauf Weisung ihres Zentralkomiteesundhät-
ten uns der „Geheimbündelei" schuldig gemacht. In unserer
versuchten Kandidatur sah der Oberstaatsanwalt „Verbrechen
und Vergehen nach 42, 47BVGG, 128, 94, 90a, 88, 98, 86, 73
StGB."1

'
Umihre Beschuldigungen zubeweisen,bot die Staatsanwalt-

schaft dem Gericht 16 Zeugenan. 14 waren Kriminalbeamte aus
dem ganzenBundesgebiet — nur nicht aus Schleswig-Holstein.
Der größte Teilder 78 Seiten langen Anklageschrift stützte sich
auf unsere politischen Aussagen. Der Ankläger wies immer
wieder auf die Übereinstimmung dieser Aussagenmit dem Pro-
gramm der illegalenKPDhin.

1'Sämtliche Zitate des Anklägers sind
der Anklage der Oberstaatsanwalt-
schaft inFlensburgvom21. März1962,
Akt.Zeichen2 Js. 488/61,entnommen.

Die ProzesseAm 23. Oktober 1962 wurde indem am Südergraben hoch über
derFlensburger FördegelegenenaltenGerichtsgebäudeimSaal
61der Prozeß eröffnet.Das Gericht bestand aus zwei Landge-
richtsräten, zwei Laienrichtern (Schöffen)und dem Vorsitzen-
denLandgerichtsdirektorDr.Lupprian. DieAnwältebestanden
darauf, nebenuns auf der Anklagebank zusitzen. Das Verfah-
ren erregte Aufsehen. Pressebänke und Zuschauerraum waren
bis aufdenletztenPlatzgefüllt.

Vier Tage lang wurde verhandelt.Die vonMünchen, Aachen,
Düsseldorf und anderen Städten angereistenKriminalbeamten
konnten nichts weiter aussagen, als daß auch in ihrem Zustän-
digkeitsbereich Bürger begehrt hatten, als Kommunisten für
den Bundestag zu kandidieren. Auf die Frage, wie ich mir
diesen Sachverhalt erklärte, führte ich aus, was ich schon
meinem Anwalt in einem Brief dargelegt hatte: „Was das
gleichzeitige Auftreten andererKommunistenbetrifft, so gibtes
dafür eine einfacheErklärung:Schon Anfang1961konnten die
Bundesbürger westdeutschen Zeitungen entnehmen, daß sich
ehemalige Bundestagsabgeordnete der KPD an die Bundesrc-
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gierung gewandt hatten mit dem Ersuchen .klarzustellen, daß
zur Neuwahl des BundestagesauchKommunisten ... kandidie-
ren können. Sie haben nie einen abschlägigen Bescheid erhal-
ten. Ist es nicht naheliegend, daß auch andere ehemalige Mit-
glieder derKPDalspolitisch aktiveMenschen aufden Gedan-
ken kamen, von ihrem Recht Gebrauch zu machen?"'2 Daß die
verbotene Kommunistische Parteian solchen Kandidaturen in-
teressiert sei, daß es zwischen ihren und unseren politischen
Vorstellungen Übereinstimmung gebe, das liege auf der Hand,
könne aber nicht strafbar sein — solange die Forderungen
selbst nicht verfassungsfeindlich seien. Wir verteidigten vor
dem Gericht unser Recht,als Bürger unsere Meinungöffentlich
sagen, das uns zustehendepassive Wahlrecht inAnspruch neh-
men zu dürfen und dabei — schon um dem Vorwurf der Tar-
nung zu entgehen — auch zu bekennen, wcs Geistes Kind wir
sind.

12 Brief an Dr. W. Böttcher,vom8. 5
1962,S. 2.

Das Urteil Am 26. Oktober 1961 sprach das Gericht sein Urteil: Je neun
Monate Gefängnis für Max Wallnig und mich, sechs Monate
für Karl-Heinz Lorenzen — als „tat- und schuldangemessene
Sühne" und zu unserer und der Allgemeinheit Abschreckung.
Wir sollten dieKostendes Verfahrens tragenund eineBuße von
je 500 DM zahlen. Die beschlagnahmten Schreibmaschinen
und anderes Tatwerkzeugsollteeinbehalten werden.Die Strafen
wurden zu Bewährung für 4 bzw. 3 Jahre ausgesetzt. Das Ge-
richt begründete seinUrteil mit dem Vorwurf, wir hätten fort-
gesetzt und vorsätzlich dem KPD-Verbot zuwider gehandelt".
Strafmildernd sei berücksichtigt, daß wir nicht aus niedrigen
Motiven,sondernaus unserer Gesinnung heraus gehandelthät-
ten. Bei der Bemessung des Strafmaßes für Karl-Heinz Loren-
zen habe man seine „schweren Erlebnisse im Hitlerreich be-
rücksichtigt".' 3 UnsereAnwälte legtenRevision ein.

Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofeshob das Urteil am
18. September 1963 wegenmöglicher Rechtsirrtümer auf.14 Im
März 1964 wurden wir erneut von der 1. Großen Strafkammer
in Flensburg zuden gleichen Strafen verurteilt.15 Auch dieses
Urteil wurde vomBundesgerichtshofim Februar 1965 zum Teil
aufgehoben und ein zweites Mal an das Landgericht zurück-
verwiesen.16 Die Bundesrichter legten dem Landgericht nahe,
die Strafe herabzusetzen. Im Juni lud die Flensburger Staats-
anwaltschaft erneut zumProzeß, indem dieRichter weiter dar-
auf beharrten,daß die gegen die Angeklagtenverhängten Stra-
fen als „erforderliche Sühne für ihre Taten und zugleich zurBe-
lehrung, Warnung und Abschreckung vor weiteren Zuwider-
handlungen gegen das KPD-Verbot notwendig seien". Die
Richter verkürzten lediglich die Bewährungszeit auf zwei Jahre
und sahen von einem Bußgeld ab, „da die Angeklagten die er-
heblichen Kosten des Verfahrens tragenmüssen." 11 Am 24. No-
vember 1965 prüfte der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofes
den drittenSchuldspruch der FlensburgerRichter und befand,
daß er„keinenRechtsfehlermehr enthalte."'*

In dem nun rechtskräftigen Urteil war von der ursprüngli-

13 Urteil der I. Großen Strafkammer
des Landgerichts in Flensburg, Akt.
Zeichen 2 KLs 2/62 (I599/62), S. 97
ff.
14 Generalbundesanwalt beim Bun-
desgerichtshof,Gesch.Nr. 3Str. 23/63." Staatsanwaltschaft Flensburg,
Gesch.Zeichen2KLs 2/62(11374/63).
16 Der Generalbundesanwalt,3. St.R.
33/64.
17 StaatsanwaltschaftFlensburg 2KLs
2/62(251/65);Prozeßberichte."Bundesgerichtshof, 3. Strafsenat 3.
Str. 28/65.
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chen Anklage wenigübrig geblieben. Wir galtennicht länger als
„Rädelsführer" einer verbotenen Vereinigung; von „Geheim-
bündelei", einer KPD-Mitgliedschaft undWeisungen eines ille-
galen Zentralkomitees war nicht mehr die Rede. Die Justiz
räumte ein, daß die Mehrheit derjenigen Bürger, die unsere
angestrebte Kandidatur unterstützten, der KPD nie angehört
hatte und wir mit der vom Wahlgesetz gebotenenUnterschrif-
tensammlung keine „Ersatzorganisation" der verbotenen KPD
gegründet hätten. Das Gericht ging inseinerUrteilsbegründung
davon aus, daß jeder von uns aus eigener Initiative gehandelt
habeundniemand vonuns„für den Wahlkampf Geld voneiner
Stelle im Auslandoder in derSBZ erhalten hat"; es räumte ein,
daß keine unserer Forderungen gegen die Verfassunggerichtet
sei, auch sei es nicht strafbar, Kommunist zu sein und als
solcher seine Meinungzu äußern. „Anders ist es aber, wenn sie—

wie sie es getan haben — aus der Sphäre desPrivatmannes
heraustretenmit dem Willen, einen Sitz im Bundestagzuerrin-
gen, um dort alsKommunisten die Auffassungder in der Bun-
desrepublik verbotenen KPD zu vertreten und ihre Ziele zu
fördern, so lange diese noch nicht offiziell im Bundestag
vertreten ist. Dasbedeutet letzten Endes nichts anderes, als daß
die drei Angeklagten auf die Wiederzulassung der KPD hin-
gearbeitethaben."'9

Inhaltlichsetzte sich dieKammer mit denForderungendesin
jeder Verhandlung verlesenen KPD-Programms nicht ausein-
ander; auch ignorierte sie den Wandel der kommunistischen
Auffassungen und das deutliche Abrücken der KPD von
theoretischen und programmatischen Aussagen, auf die sich
das acht Jahre zuvor ausgesprochene Parteiverbot stützte. In
der rechtlichen Würdigung unserer Einwände hieß es, daß wir
unsnicht daraufberufenkönnten,„daß viele andereBürger der
Bundesrepublik ebenfalls gegen die Atomrüstung undfür einen
Rüstungsstopp seien, und daß die Ansichten zur Notstandsge-
setzgebung auch innerhalb einzelner zugelassener Parteien
geteilt seien. Denn es kommt entscheidend darauf an," so das
Gericht, „wer diese Ansichten undParolen vertritt, in welcher
Weise undzu welchem Zweck."20

In gleicher Weise wurden meine Darlegungen zur deutschen
Frage für dieUrteilsbegründung zugeschnitten. In einemBrief
an die Wähler hatte ichden Standpunkt vertreten: „Wollen wir
der Wiedervereinigung näherkommen, so müssen wir uns über
eine Annäherung verständigen: über die Verbesserung der
kulturellen, wissenschaftlichen und sportlichen Beziehungen,
die Erweiterung des Handels und die Erleichterung desReise-
verkehrs." Ich trat der Erwartung entgegen, die DDR werde
zusammenbrechen oder sich befreien lassen und machte auch
keinen Hehl aus meiner Überzeugung als Sozialist, daß die
DDR sich „schließlich für jeden sichtbar als die bessere
gesellschaftliche Ordnung erweisen werde" — eine in den
folgenden Jahren auf eine harte Probe gestellte Überzeugung.
Und ich fügte hinzu: „Doch auch, wer gegenteiliger Meinung
ist, sollte Annäherungund friedlichen Wettbewerb einem Bür-
gerkrieg Deutscher gegen Deutsche vorziehen."2

'
Mit dem

19 Urteil der I.Großen Strafkammer,
S. 90.
20 EbendaS. 91.
21 Flugschrift „Hier stimmt etwas
nicht", 4. Seite
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Grundgedanken meiner Vorstellungen setzte sich das Gericht
nicht auseinander. Meine eher nebenbei geäußerte Meinung,
daß die sozialistische Ordnung sich der kapitalistischen einmal
überlegen zeigen werde, diente denRichtern als Grundlage für
die Feststellung: „Damit hat der Angeklagte Weigle sich
ebenfalls das Hauptziel der verbotenen Partei zu eigen
gemacht, das in der SBZ bestehende System der Gewalt und
Willkürherrschaft der KPD/SED und ihrer Funktionäre in der

Bundesrepublik an die Stelle der hier herrschendenfreiheitlich-
demokratischenGrundordnungzusetzen."12

Diese Mißdeutung meiner Vorstellungenüber eine Verständi-
gung der beiden deutschen Staaten entsprach der Funktion
meiner und anderer Verurteilungen; über sie schrieb der
langjährige sozialdemokratische Justizminister in NRW,
Diether Posser, der als junger Anwalt in der Essener Sozietat
Gustav Heinemanns auf diesem Gebiet Erfahrungen gesam-
melt hatte: „Die Kommunisten-Prozesse bedeuteten die

22 Urteil der I.Großen Strafkammer,
S. 95.

Die Prozesse in Flensburg erregten
bundesweites Aufsehen: Artikel aus
der Frankfurter Rundschau,
23. 1. 1964.
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juristische Absicherung der Hallstein-Doktrin. Das ,Gift aus
dem Osten'dürfte nicht in die Bundesrepublik hineintröpfeln.
Deshalb waren Kontakte mit Kommunisten unter Strafe ge-
stellt."13

Das Urteilstützte sichim Unterschiedzur Anklageallein auf
die §§ 42, 47 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes vom 12.
März 1951. Diedanachstrafbare vorsätzliche Zuwiderhandlung
gegen eine Entscheidung des BVG war für die Strafkammer
schon dann gegeben, wenn wir in politischem oder histori-
schem Zusammenhang ganz allgemein von „Kommunisten"
sprachen — in einem Kandidatenbrief vom 25. Mai 1961 bei-
spielsweise, erinnerte ich daran, daß diepolitische Entwicklung
nach 1945 anders verlaufen sei, als „Sozialdemokraten, Ge-
werkschafter undKommunisten" es erwarteten. „Daraus geht
hervor", folgerten dieFlensburgerRichter unbegründet, aber in
durchschaubarer Absicht, „daß er mit Kommunisten' die ver-
botene KPDmeint."

ImFalleMax Wallnigs wurde aus seiner Versicherung,er wol-
le sich stets schützend vor die im Grundgesetz verankerten de-
mokratischen Rechteund Freiheiten stellenund für deren Wie-
derherstellung und Erweiterung eintreten, der Straftatbestand
abgeleitet, daß der Angeklagtedamit „in erster Liniedie Wie-
derzulassungderKPDmeine".u

Ich hatte wiederholt deutlich gemacht, was ich unter „Anti-
kommunismus" versteheund warum ichmich gegenihn wende:
„Unter Antikommunismus verstehe ich die Mobilisierung von
Angst und Haß gegen einen .Kommunismus', der eigens zu
dem Zweck erfunden wurde, die Menschen mit ihm zuschrek-
ken und sie in einem Maße zu ängstigen, das ihnen jedespoliti-
sche Urteilsvermögennimmt und sie letztlich willenlos den Or-
ganisatoren dieser Psychose ausliefert." (Aus einer Flugschrift).
Die Richter deutetendenBegriff undmeine Absichten zueiner
strafbaren Handlungum: „Wenn der Angeklagtesich ebenfalls
gegen den ,Antikommunismuswendet, so versteht er darunter— ebenso wie diebeidenMitangeklagten Lorenzen und Wallnig— den Kampfgegen dieKPD." Selbst Farbe und Aussage eines
Plakates dienten ihnen als Beweis einer strafbaren Absicht:
„Durch das von ihm entworfene, aber beschlagnahmte rote
Wahlplakat: ,Ein Kommunist sagt seine Meinung...' wollte er
endlich den Massen die verbotene KPD ins Bewußtsein rufen
nachderDevise:,DieKPD lebt."25

DieFlensburger Kammer befand sichmit ihrer weitgehenden
Auslegung des KPD-Verbots in Übereinstimmung mit dem
Bundesgerichtshof, der im Zusammenhang mit seiner Ent-
scheidungzu einem entsprechenden Fall in Bayern festgestellt
hatte, daß die Förderung der KPD die Mitgliedschaft in ihr
nicht voraussetze;auch wer als Außenstehender und aus eige-
nem Entschluß kommunistische Forderungen vertrete, fördere
die verbotene Partei und mache sich damit strafbar.26 Mit die-
sem vier Jahre laufenden Strafverfahren, der dreimaligen Prü-
fungder Landgerichtsentscheidungendurchdie oberste richter-
liche Instanz und dem schließlich rechtskräftigen Urteil war
sowohl der Rechtsstaatlichkeit, als auch der Staatsräson

23 DIE ZEIT, Hamburg, Nr. 21/1988,
S. 52.
24 Urteil der I. Großen Strafkammer,
S. 93.
25 Ebenda S.95.
26 BGH, Neue Juristische Wochen-
schrift 1964, S. 2312.
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entsprochen. Der Rechtswissenschaftler Alexander von Brün-
neck bemerkt zu den Rechtssprechungendes BVG jener Jahre:
„Im wesentlichen sindsie deshalb eine Warnung an engagierte
Kommunisten zu einem Zeitpunkt, dafür diese eine verstärkte
politische Tätigkeit wieder möglich schien."21 Aus Brünnecks
Untersuchung der Strafverfolgung von Kommunisten in der
Bundesrepublik Deutschland geht hervor, daß die Zahl der
währenddes KPD-Verbots indenJahren von 1956bis 1968 Ver-
urteilten 1961/62 ihren Höhepunkt erreichte und von da an
ständig abnahm. Der Autor veranschlagt die Gesamtzahl der
während der Verbotsjahre bestraften Kommunisten auf 4.000.
Die Strafenlagen inder Regelnicht über drei JahrenGefängnis.
Etwa einDrittel derHaftstrafen wurdenzur Bewährungausge-
setzt.28

In denFlensburger Kandidatenprozessen hattesichaus unse-
rer Sicht das Wesen der Kommunistenverfolgung jener Jahre
herausgeschält. Wir wiesen darauf — nachunserer rechtskräf-
tigen Verurteilung am 8. Juni 1965 — ineinem Offenen Brief
hin: Das Urteil zeige, „welcheMöglichkeiten das KPD-Verbot
bei extensiver Auslegung für die Unterdrückung politischer
Kritik am Regierungskurs und konstruktiver Alternativvor-
schläge bietet; die .ständige Rechtssprechung'läßt es zu einem
Knüppel gegen die Opposition werden. JederBürger, derForde-
rungen vertritt, die auch von derKPD erhoben werden, bringt
sich in Gefahr. Er kann verdächtigt und angeklagt werden,
kommunistische Propaganda' zu treiben und die verbotene
KPDzu fördern.InunseremFalle genügte es zu beweisen, daß
unsere Proteste gegen atomare Aufrüstung und Notstandsge-
setze, gegen Militarismus und Revanchismus, gegen kalten
Krieg und Antikommunismus, unsere Forderungen nach inner-
deutscher Verständigungund einem deutschen Friedensvertrag,
nach internationaler Entspannung und Abrüstung dem Sinne
nachauch imKPD-Programm enthaltensind."

Anfang 1966 erhielten wirdie„Kostenrechnung";sie wies in
meinem Falle 1.106,70 DM an Gebühren und Auslagen aus.
Hinzu kamen die Anwaltskosten. Die politische Entwicklung
hatte bereits begonnen, das von der Flensburger I. Großen
Strafkammer so mühsam erarbeitete Urteil zu überholen. In
Eutin trat ein Landesparteitag der schleswig-holsteinischen
SPD zusammen undsetzte sich von denbisher gemeinsammit
der CDU/CSU vertretenen Positionen zur Deutschlandpolitik
ab. Die Delegierten sprachen sich für einePolitik militärischer
Entspannung, wirtschaftlicher Zusammenarbeit und menschli-
cher Kontakte aus — ein erster Anstoß zur später so erfolgrei-
chen, mit dem Namen Willy Brandt verbundenen„neuen Ost-
politik".

Wir hatten die letzten Raten der Gerichts- und Anwaltsko-
stennochnicht beglichen, dawar inder Presse zulesen, daß die
Konferenz der Innenminister der Bundesländer am 12. Oktober
1967 festgestellt habe, daß der Neugründung einer Kommuni-
stischen Partei nichts im Wege stehe29.Am 22. Januar 1968 be-
schloß dieI.Große Strafkammer des FlensburgerLandgerichts,
uns die Strafe„nach AblaufderBewährungsfrist" zu erlassen.

27 A. v.Brünneck, Politische Justizge-
gen Kommunisten in der Bundesrepu-
blik Deutschland 1949-1968, Frank-
furt/M.1978, S. 158.
28 EbendaS. 276,278, 281.
29 Vgl. H. Bilstein u.a., Organisierter
Kommunismusinder Bundesrepublik
Deutschland,Opladen 1972, S. 12.
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Neun Monatespäter konstituiertesich inFrankfurt wieder eine
legalekommunistischePartei — dieDKP.

Seit unserer ersten Verurteilung ist mehr als ein Vierteljahr-
hundert vergangen. 1989 ist längst selbstverständliche Wirk-
lichkeit, was zur Zeit der Flensburger Kandidatenprozesse
selbst als öffentlich geäußerte Idee strafbar war. Schon fünf
Jahre nach unserer Bestrafung setzte Bundeskanzler Willy
Brandt seineUnterschrift unter den „Moskauer Vertrag", wenig
später besiegelte er die AussöhnungmitPolen. 1972 rang sich
die Bundestagsmehrheit — gegen den Widerstand von CDU/
CSU — zu einer Anerkennung der Nachkriegsgrenzen durch.
1973 trat der von Egon Bahr ausgehandelte Vertrag über die
Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik in
Kraft. Was vor 25 Jahren als „Gefährdung des Bestandes der
Bundesrepublik" verfolgt wurde, trägt heute — auch unter
christdemokratischer Kanzlerschaft — als Regierungspolitik
zur Stabilisierung des europäischenFriedens und zur Normali-
sierung der schwierigen deutsch-deutschen Verhältnisse bei.
Egon Bahr hat im Zusammenhang mit der Vorreiterrolle der
schleswig-holsteinischenSPDbei der Ausarbeitung der damals
neuen Ostpolitik daranerinnert: „Erfolge alsErgebnis schwerer
und erbitterter Kämpfe schrumpfen im Laufe der Jahre um so
mehr, als sie geschichtlich notwendige Entwicklungen darstel-
len und gewissermaßen selbstverständlich konsumierte Errun-
genschaftengebracht haben."30

30 Egon Bahr, Frieden und Entspan-
nung — Tradition imbesten Sinne, in
Demokratische Geschichte 111, Kiel
1988, S. 589.

PersönlicheNachbe-
merkung

Als unmittelbar Beteiligter habeich versucht, allein zu berich-
ten, was sich durch Dokumente — Anklage, Urteil, amtliche
Schreiben, Briefe, Zeitungsberichte und Flugschriften — bele-
genläßt. ZuRecht gilt das alsschwierig; ichhoffe dennoch,daß
es mir im großen undganzengelungenist. Als einer der Betrof-
fenen möchteichdarum abschließend einige naheliegende Fra-
gen zu unserem Auftreten beantworten, zur subjektiven Seite
des Tatbestandes,wiees dieJuristennennen.

Natürlich betrachteten wir unsere Kandidatur insofern als
aussichtslos, als daß nicht die geringsteChance bestand, in den
Bundestag gewählt zu werden. Das mußte jedem Wähler klar
sein, so daß wir selbst im Falle einer Zulassung nur wenige
Stimmen erhalten hätten; sie hatten wahlarithmetisch auf die
Zusammensetzung des Bundestages keinenEinfluß gehabt;un-
sere Kandidatur hätte in dieser Hinsicht keine Partei begün-
stigt, keiner geschadet. Wahltaktische Überlegungen entfielen
damit für uns. Wir hatten auch keine Illusionen über unsere
Möglichkeiten,unsere AnsichtenzudenanstehendenFragen in
die politische Diskussion einzubringen. Die in Flugschriften
und Gesprächen vertretenen Vorschlägeund Argumente waren
an einen begrenztenKreis politisch nachdenklicher Bürger ge-
richtet und sollten zu ihrer Meinungsbildungbeitragen.

Darüberhinaus erreichte allein die Tatsache unseres Auftre-
tens, unserer Behinderungund Verfolgung — dank derzahlrei-
chen Presseberichte darüber — einebreitere Öffentlichkeit und
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warf dieFrage nach dem Umgang mit Kommunisten auf.Das
erschienuns wichtig.Wir wehrtenuns, indem wir immer wieder
eine sachliche Auseinandersetzung mit den Ansichten der
Kommunistenund ihrer Politik forderten, vertraten denStand-
punkt,daß — so wiedie Welt nun einmalbeschaffen sei — kei-
nes der internationalen Probleme ohne die Einbeziehung auch
der Kommunisten gelöst werden könne.Dabei wiesen wir auf
die destruktive Rolle des Antikommunismus in der jüngeren
Geschichtehin. Wir dreihattendazu eine sehr engepersönliche
Beziehung.

Alle drei gehörtenwir einer Generation an, die die NS-Zeit,
wenn auch auf unterschiedliche Weise, persönlicherlebt hatte.
Karl-Heinz Lorenzen führte in seiner abschließenden Erklä-
rung aus, daß er seitseinem 16. Lebensjahr gegenKriegund Fa-
schismus kämpfe. „Damals bin ich zum ersten Mal verhaftet
worden, mit 19 JahrendaszweiteMal. Später bin ich imKZge-
wesen. Hätte es die Sowjetunion nicht gegeben, wären ich und
viele andere, Männer wiePastorNiemöllerz.8., niebefreit wor-
den. ImKampfgegenKriegundFaschismus bin ichKommunist
gewordenundniemandkann von mir erwarten, daß ich aufhö-
re, es zusein."3'Max Wallnig und ich, beide zehn Jahre jünger,
waren indieNS-Zeit hineingewachsen, waren ihrer Propaganda
ausgeliefert gewesen und hatten als Soldaten die letzte Phase
des Krieges an der Ostfront erlebt. Wie meine Mitangeklagten
fühlte ich mich verpflichtet, diese Erfahrung weiterzugeben:
„Ichgehöreeiner Generation an, die in denJahren1933-39 mit
Antikommunismus für die Schlachtfelder des zweiten Welt-
krieges präpariert wurde. Der heutigen Jugend möchte ich sa-
gen: Alles schien uns damals so eindeutig, und doch waren es
politische Zwecklügen. Das furchtbare Ende dieses antikom-
munistischen Abenteuers ist bekannt..."32

31 Zitiert nach „FreiesWort", Kiel,1. 9.
1962.
32 Flugblatt: „39 Kommunisten wollen
in den Bundestag", Lübeck, August
1961.
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